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Bekanntmachung des Landkreises Uelzen

Haushaltsatzung des Wasserversorgungszweckver-
bandes Landkreis Uelzen für das Haushaltsjahr 2017

Aufgrund des § 13 des Niedersächsischen Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit (NKomZG) vom 19. Februar 2004 in 
der z.Zt. gültigen Fassung hat die Verbandsversammlung in der 
Sitzung am 5. Dezember 2016 diese Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2017 beschlossen:

§ 1

Der Wirtschaftsplan wird im Erfolgsplan mit den jeweiligen 
Gesamtbeträgen der Erträge auf� 4.282.084,00 €
der Aufwendungen auf� 4.351.100,00 €

und im Vermögensplan mit den jeweiligen Gesamtbeträgen der 
Einnahmen auf� 1.573.000,00 €
der Ausgaben auf� 1.573.000,00 €

festgesetzt.

§ 2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Inve-
stitionen und Investi- tionsförderungsmaßnahmen (Kreditermäch-
tigung) wird auf 583.000 € festgesetzt.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 4

Liquiditätskredite werden nicht beansprucht.

§ 5

Eine Verbandsumlage wird nicht erhoben.

Uelzen, 6. Dezember 2016

Wasserversorgungszweckverband
Landkreis Uelzen

Depner, Verbandsvorsitzender 
Peters, Geschäftsführer

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2017  
wird hiermit öffentlich bekannt  gemacht. Die Haushaltssatzung 
ist durch das Nds. Ministerium für Inneres und Sport am 12. April 
2017 (Aktenzeichen 32.32/10302-2012) genehmigt worden. 

Der Wirtschaftsplan  liegt vom Tage nach dieser Bekanntmachung 
an während der Zeit von 7 Werktagen zur öffentlichen Einsicht im 
Kreishaus, Veerßer Str. 53, 29525 Uelzen, Zimmer 108, während 
der Dienststunden aus.

Wasserversorgungszweckverband
Landkreis Uelzen

Uelzen, 25. April 2017

Peters, Geschäftsführer
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Satzung des Gewässer- und 
Landschaftspflegeverbandes Mittlere 

und Obere Ilmenau (Nr.10)

Die Verbandsversammlung des Gewässer- und Landschafts-
pflegeverbandes Mittlere und Obere Ilmenau hat in ihrer Sitzung 
am 7. März 2017 gem. der §§ 7 und 58 des Wasserverbands-
gesetzes vom 12. Februar 1991 (BGBl. I S. 405), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 15. Mai 2002 (BGBl. I S. 1578), folgende 
Neufassung der Verbandssatzung beschlossen:

§ 1 
Name, Sitz

Der Verband führt den Namen Gewässer- und Landschaftspfle-
geverband Mittlere und Obere Ilmenau. Er hat seinen Sitz in Uel-
zen. Er ist ein Wasser- und Bodenverband im Sinne des Was-
serverbandsgesetzes vom 12. Februar 1991 (Bundesgesetzblatt 
I Seite 405).

§ 2 
Aufgaben

Der Verband hat die Aufgaben:
1.	 Unterhaltung von Gewässern,
2. 	 Ausbau und Renaturierung von Gewässern und
3.	 Herrichtung, Erhaltung und Pflege von Flächen, Anlagen und 

Gewässern zum Schutz des Naturhaushalts, des Bodens und 
für die Landschaftspflege.

§ 3 
Unternehmen, Verbandsgebiet, Plan

(1)	 Zur Durchführung der Aufgaben hat der Verband die nötigen 
Arbeiten an seinen Gewässern und Anlagen vorzunehmen 
(Verbandsunternehmen). 

(2)	 Für die Gewässerunterhaltung (§ 2 Nr. 1) stellt der Verband 
alljährlich einen Unterhaltungsplan auf.

(3)	 Das Verbandsgebiet ist das oberirdische Einzugsgebiet der 
Ilmenau von Bokel, Kreis Gifhorn, bis zur Einmündung des 
Hasenburger Mühlenbaches (einschließlich) im Landkreis Lü-
neburg.

(4)	 Das Unternehmen für die Unterhaltung der Gewässer ergibt 
sich aus:

	 1. �dem Verzeichnis der Gewässer mit den der Abführung des 
Wassers dienenden Anlagen, das die Nummern des amt-
lichen Verzeichnisses, sowie die Namen und Längen der 
Gewässer enthält,

	 2. �der Übersichtskarte im Maßstab 1 : 25.000 mit Eintragung 
der unter Nummer 1 genannten Gewässer mit der  Num-
mer des amtlichen Verzeichnisses und Namen.

(5)	 Die weiteren Unternehmen nach § 2 Nr. 2 und 3 ergeben sich 
jeweils aus den zugehörigen Plänen mit Erläuterungsbericht, 
Karten und Zeichnungen 

(6)	 Der Verband führt ein Dienstsiegel mit dem Inhalt „Gewässer- 
und Landschaftspflegeverband Mittlere und Obere Ilmenau, 
Sitz Uelzen“.

§ 4  
Mitglieder

(1)	 Mitglieder des Verbandes sind
	 a) �die politischen Gemeinden, deren Gemarkungen ganz oder 

teilweise im Verbandsgebiet liegen,
	 b) �die Eigentümer von Eisenbahn-, Straßen- und Garnisons-

flächen im Verbandsgebiet,
	 c) �die Eigentümer der Grundstücke und Anlagen, durch die 

die Unterhaltung von Gewässern erschwert wird,
	 d) �die Abwasserbeseitigungspflichtigen für die Abläufe aus 

kommunalen und betrieblichen Kläranlagen,
	 e) �die Eigentümer grundsteuerbefreiter Flächen.
(2)	 Die Mitglieder sind in ein Verzeichnis einzutragen.
(3)	 Das Verzeichnis der Mitglieder ist Bestandteil der Verband-

spläne nach § 3 Abs. 4. Das Mitgliedsverzeichnis wird zu-
sammen mit dem Plan vom Verband fortgeschrieben und 
am Sitz des Verbandes aufbewahrt.

§ 5 
Benutzung der Grundstücke für das Unternehmen

Für die Benutzung von Grundstücken gelten die Vorschriften des 
Wasserhaushaltsgesetzes, des Niedersächsischen Wasserge-
setzes, des Wasserverbandsgesetzes und die Schau- und Unter-
haltungsordnungen der Landkreise, auf die sich das Verbandsge-
biet erstreckt.

§ 6 
Verbandsschau

(1)	 Die Gewässer und Anlagen des Verbandes sind mindestens 
einmal im Jahr zu prüfen.

(2)	 Das Verbandsgebiet besteht aus 4 Teilgebieten (Schaube-
zirke). Diese sind Mittlere Ilmenau, Gerdau, Stederau und 
Wipperau. Die Verbandsversammlung wählt für die Amtszeit 
nach § 9 für jeden Schaubezirk Schaubeauftragte. Schaufüh-
rer ist der Vorsteher oder einer seiner Stellvertreter.

(3)	 Der Verband lädt die Schaubeauftragten, die Aufsichtsbehör-
de und sonstige Beteiligte rechtzeitig zur Verbandsschau ein. 
Die Mitglieder des Verbandes sind berechtigt, an der Schau 
teilzunehmen.

(4)	 Die Schaubeauftragten erhalten für die Teilnahme an der Schau 
eine Aufwandsentschädigung (Tagegeld und Reisekosten- 
pauschale). Die Höhe der Aufwandsentschädigung wird von 
der Verbandsversammlung festgesetzt.

§ 7 
Organe

Der Verband hat einen Vorstand und eine Verbandsversammlung.

§ 8 
Vorstand

(1)	 Der Vorstand besteht aus 12 Personen. Der Vorstandsvorsit-
zende ist Vorsteher des Verbandes. Drei Vorstandsmitglieder 
sind stellvertretende Vorsteher. Der Vorsteher und seine 
Stellvertreter sollen jeweils aus den Teilgebieten Mittlere Il-
menau, Gerdau, Stederau und Wipperau kommen.

(2)	 Als weitere Stellvertreter sind 4 Personen, je eine aus den 
Teilgebieten zu wählen. Eine Rangfolge unter den Stellvertre-
tern besteht nicht.

(3)	 Die Vorstandsmitglieder sind ehrenamtlich tätig. Der Vorste-
her erhält eine jährliche Entschädigung.

§ 9 
Amtszeit des Vorstandes

(1)	 Das Amt des Vorstandes endet jeweils mit dem Ablauf der 
Kommunalwahlperiode.

(2)	 Scheidet ein Vorstandsmitglied vorzeitig aus, ist für die rest-
liche Amtszeit Ersatz zu wählen.

§ 10 
Aufgaben des Vorstandes

Der Vorstand hat die ihm im Wasserverbandsgesetz zugewie-
senen Aufgaben. Insbesondere beschließt er über

1.	 die Aufstellung der Veranlagungsregeln,
2.	 die Aufstellung des Haushaltsplanes und seiner Nachträge,
3.	 die Aufnahme von Darlehen und Kassenkrediten 
4.	 die Aufnahme und Entlassung von Mitgliedern und
5.	 die Aufstellung des Unterhaltungsplans.

§ 11 
Sitzungen des Vorstandes

(1)	 Der Verbandsvorsteher lädt die Vorstandsmitglieder mit min-
destens einwöchiger Frist zu den Sitzungen und teilt die Ta-
gesordnung mit. In dringenden Fällen bedarf es keiner Frist; 
in der Ladung ist darauf hinzuweisen. Kann ein Vorstandsmit-
glied den Termin nicht wahrnehmen, informiert es unverzüg-
lich den Geschäftsführer gemäß § 21.

(2)	 Die Vorstandsmitglieder erhalten für die Teilnahme an den 
Sitzungen eine Aufwandsentschädigung (Tagegeld und Rei-
sekostenpauschale). Die Höhe der Aufwandsentschädigung 
wird von der Verbandsversammlung festgesetzt.
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§ 12 
Beschließen im Vorstand

(1)	 Der Vorstand bildet seinen Willen mit der Mehrheit der Stim-
men der anwesenden Mitglieder. Jedes Mitglied hat eine 
Stimme. Bei Stimmengleichheit ist die Stimme des Vorsitzen-
den ausschlaggebend.

(2)	 Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte 
der Vorstandsmitglieder anwesend ist.

(3)	 Ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen ist er be-
schlussfähig, wenn er zum zweiten Male wegen desselben 
Gegenstandes rechtzeitig geladen und hierbei mitgeteilt wor-
den ist, dass ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen 
beschlossen wird. Ohne Rücksicht auf Form und Frist der 
Ladung ist er beschlussfähig, wenn alle Vorstandsmitglieder 
zustimmen.

(4)	 Beschlüsse auf schriftlichem Wege sind gültig, wenn sie ein-
stimmig von allen Vorstandsmitgliedern gefasst wurden.

§ 13 
Aufgaben der Verbandsversammlung

(1)	 Die Verbandsversammlung hat die ihr im Wasserverbandsge-
setz zugewiesenen Aufgaben.

(2)	 Sie beschließt über die Veranlagungsregeln nach § 18 Abs. 2 
Satz 2.

§ 14 
Zusammensetzung der Verbandsversammlung

(1)	 Die Verbandsversammlung setzt sich zusammen aus den 
Vertretern der Gemeinden und sonstigen Mitgliedern gemäß 
Mitgliederverzeichnis. Die Verbandsmitglieder benennen 
dem Verband ihren Vertreter in der Versammlung und dessen 
Stellvertreter namentlich für die jeweilige Kommunalwahlperi-
ode. Anstelle der Vertreter, die in den Vorstand gewählt wer-
den, nehmen die benannten Stellvertreter den Sitz und das 
Stimmrecht des jeweiligen Mitglieds wahr. 

(2)	 Das Stimmgewicht der gemeindlichen Mitglieder der Ver-
bandsversammlung entspricht der Größe der am Verbands-
gebiet beteiligten Flächen.

(3)	 Das Stimmgewicht der sonstigen Mitglieder gemäß § 4 Abs. 
1 Buchstaben b) bis e) ergibt sich aus dem Beitragsverhältnis 
gemäß § 18 Abs. 1 und 2.

§ 15 
Sitzungen der Verbandsversammlung

(1)	 Der Vorsteher lädt die Mitglieder mit mindestens zweiwöchiger 
Frist ein und teilt die Tagesordnung mit. In dringenden Fällen 
bedarf es keiner Frist; in der Ladung ist darauf hinzuweisen.

(2)	 Der Vorsteher leitet die Sitzungen. Er und die Vorstandsmit-
glieder haben kein Stimmrecht.  

§ 16 
Beschließen in der Verbandsversammlung

(1)	 Die Verbandsversammlung bildet ihren Willen mit der Mehr-
heit der Stimmen der anwesenden Mitglieder. Für das Stimm-
recht gilt § 48 Abs. 3 WVG. Stimmengleichheit bedeutet Ab-
lehnung.

(2)	 Über die Sitzung ist eine Niederschrift zu fertigen. Sie ist vom 
Vorsteher zu unterschreiben.

§ 17 
Änderung der Satzung

Für das Verfahren zur Änderung der Satzung gelten die Bestim-
mungen des Wasserverbandsgesetzes und des Nds. Ausfüh-
rungsgesetzes zum WVG in den jeweils geltenden Fassungen. 

§ 18 
Beiträge, Beitragsverhältnis

(1)	 Die Beitragspflicht bestimmt sich nach dem Verhältnis, in 
dem die Mitglieder am Verbandsgebiet beteiligt sind.

(2)	 Wer die Unterhaltung der Verbandsanlagen erschwert, hat 
dem Verband Erschwernisbeiträge zu leisten. Das Beitrags-
verhältnis für die Erschwernisbeiträge ergibt sich aus den 
Veranlagungsregeln. 

(3)	 Für Maßnahmen gemäß § 2 Nr. 2 und Nr. 3 ist im Haushalts-
plan ein gesonderter Abschnitt zu bilden.

§ 19 
Ermittlung des Beitragsverhältnisses

(1)	 Die Mitglieder sind verpflichtet, dem Verband alle für die Ver-
anlagung erforderlichen Angaben rechtzeitig zu machen und 
den Verband bei örtlich notwendigen Feststellungen zu un-
terstützen.

(2)	 Unbeschadet anderer Folgen wird der Beitrag eines Mitgliedes 
nach pflichtmäßigem Ermessen durch den Vorstand ge-
schätzt, wenn das Mitglied die Bestimmungen des Absatzes 
1 verletzt hat oder es dem Verband ohne eigenes Verschulden 
nicht möglich ist, den Beitrag des Mitgliedes zu ermitteln.

§ 20 
Hebung der Verbandsbeiträge

(1)	 Der Verband erhebt die Verbandsbeiträge auf der Grundlage 
des geltenden Beitragsmaßstabes durch Beitragsbescheid.

(2)	 Wer seinen Beitrag nicht rechtzeitig leistet, hat einen Säum-
niszuschlag zu zahlen. Er beträgt 1 v. H. des rückständigen 
Beitrages für jeden angefangenen Monat vom Fälligkeitstage 
an gerechnet. 

(3)	 Jedem Verbandsmitglied ist auf Verlangen Einsicht in die ihn 
betreffenden Unterlagen zu gewähren.

§ 21 
Geschäftsführung, Kassenführung, Dienstkräfte

Der Verband ist Mitglied im Kreisverband der Wasser- und Bo-
denverbände Uelzen, der alle für das Verbandsunternehmen erfor-
derlichen Arbeiten durchführt, die erforderlichen Dienstkräfte stellt 
(Verbandstechniker, Räumkolonnen) und die Kassenführung, ein-
schließlich der Hebung der Verbandsbeiträge, vornimmt. Die Ge-
schäftsführung obliegt dem Geschäftsführer des Kreisverbandes.

§ 23 
Bekanntmachungen

(1)	 Bekanntmachungen des Verbandes an seine Mitglieder er-
folgen mittels geschlossenen Briefs, ansonsten durch Ab-
druck im Amtsblatt für den Landkreis Uelzen oder in orts-
üblicher Weise in den Gemeinden, in deren Gebiet die zum 
Verband gehörenden Grundstücke liegen.

(2)	 Für die Bekanntmachung längerer Urkunden genügt die Be-
kanntmachung des Ortes, an dem die Urkunde eingesehen 
werden kann.

§ 24 
Gesetzliche Vertretung, Anordnungsbefugnisse

(1)	 Der Verbandsvorsteher vertritt den Verband gerichtlich und 
außergerichtlich.

(2)	 Der Geschäftsführer vertritt den Verband gerichtlich und au-
ßergerichtlich für den Bereich der laufenden Verwaltung.

(3)	 Die dem Vorstand zustehenden Anordnungsbefugnisse 
können auch vom Verbandsvorsteher oder Geschäftsführer 
wahrgenommen werden.

§ 25 
Gleichstellungshinweis

Alle Amts-, Funktions- und Personenbezeichnungen, die in dieser 
Satzung in der männlichen Sprachform gebraucht werden gelten 
auch in der entsprechenden weiblichen Sprachform.

§ 26 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit dem Tage der Bekanntmachung in Kraft. 
Die bisherige Satzung tritt gleichzeitig außer Kraft.

Gewässer- und Landschaftspflegeverband 
Mittlere und Obere Ilmenau

Uelzen, den 7. März 2017

Schierwater 
(Verbandsvorsteher)



– 52 –

Die vorstehende Neufassung der Verbandssatzung des Gewäs-
ser- und Landschaftspflegeverbandes Mittlere und Obere Ilme-
nau wird gem. § 58 Abs. 2 des Wasserverbandsgesetzes (WVG) 
vom 12. Februar 1991 (BGBl. I S. 405), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 15. Mai 2002 (BGBl. I S. 1578), hiermit genehmigt.

Uelzen, den 26. April 2017

Dr. Blume			   (Siegel)

LANDKREIS UELZEN
- Der Landrat -

Satzung des Wasser- und Bodenverbandes 
Nienwohlde

Die Verbandsversammlung des Wasser- und Bodenverbandes 
Nienwohlde hat in ihrer Sitzung am 2. März 2017 gem. der §§ 
7 und 58 des Wasserverbandsgesetzes vom 12. Februar 1991 
(BGBl. I S. 405), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. Mai 2002 
(BGBl. I S. 1578), folgende Neufassung der Verbandssatzung be-
schlossen:

§ 1 
Name, Sitz

(1)	 Der Verband führt den Namen Wasser- und Bodenverband 
Nienwohlde. Er hat seinen Sitz in Uelzen. Er ist ein Wasser- 
und Bodenverband im Sinne des Wasserverbandsgesetzes 
(WVG) vom 12. Februar 1991 (Bundesgesetzblatt I (BGBl. I), 
Seite 405).

§ 2 
Aufgaben

Der Verband hat zur Aufgabe:
1.	 Grundstücke zu beregnen und die dafür erforderlichen Anla-

gen zu errichten und zu betreiben, die wasserbehördliche Er-
laubnis für die Entnahme von Wasser sowie öffentlich-recht-
liche Genehmigungen zu beantragen und zu sichern,

2.	 Gewässer und ihre Ufer auszubauen und in ordnungsmä-
ßigem Zustand zu unterhalten, Grundstücke zu entwässern, 
vor Hochwasser zu schützen und im verbesserten Zustand zu 
erhalten,

3.	 die zur Erfüllung der vorstehenden Aufgaben nötigen Wege 
herzustellen und zu erhalten und

4.	 diese Aufgaben zu fördern und zu überwachen. 

§ 3 
Unternehmen, Verbandsgebiet, Plan

(1)	 Der Verband errichtet, unterhält und betreibt Anlagen, 
Pumpwerke und Beregnungsanlagen sowie Entwässerungs-
anlagen und führt die notwendigen Arbeiten dazu aus.

(2)	 Das Verbandsgebiet liegt im Bereich der Gemeinde Wrestedt, 
Samtgemeinde Aue, Landkreis Uelzen, in den Gemarkungen 
Nienwohlde, Kallenbrock und Stadensen. 

(3)	 Die Abgrenzung des Verbandsgebietes und das Unternehmen 
ergeben sich aus den Verbandsplänen vom 16. Dezember 
1976 der Niedersächsischen Landgesellschaft mbH, Außen-
stelle Lüneburg und dem dazu erstellten Erläuterungsbericht 
des Amtes für Agrarstruktur Lüneburg vom 31. Mai 1977.

(4)	 Das durchgeführte Unternehmen ergibt sich aus dem Ver-
zeichnis der Anlagen und den dazugehörigen Ausführungs-
karten.

(5)	 Der Verband kann sich für den Bereich der Beregnung eine 
Betriebsordnung geben.

§ 4 
Mitglieder

(1)	 Mitglieder des Verbandes sind die jeweiligen Eigentümer der 
im Mitgliederverzeichnis aufgeführten Grundstücke und Anla-
gen (dingliche Mitglieder).

(2)	 Der Verband führt die Beitragsabteilungen Beregnung und 
Entwässerung.

(3)	 Die Verzeichnisse der Mitglieder sind Bestandteil der Ver-
bandspläne nach § 3 Abs. 3. Die Mitgliederverzeichnisse 
werden vom Verband fortgeschrieben und am Sitz des Ver-
bandes aufbewahrt.

§ 5 
Benutzung der Grundstücke für das Unternehmen

Der Verband ist berechtigt, das Verbandsunternehmen auf den 
nach dem Plan und dem Mitgliederverzeichnis zum Verband ge-
hörenden Grundstücken der dinglichen Mitglieder durchzuführen.

§ 6 
Beschränkung des Grundeigentums

(1)	 Als Weide genutzte Grundstücke sind zu den Wasserläufen 
einzuzäunen. Der Zaun muss mindestens 1,25 m Abstand 
von der oberen Böschungskante haben.

(2)	 Längs der Verbandsgewässer muss ein Schutzstreifen von 
1,00 m Breite von der oberen Böschungskante an unbeackert 
bleiben.

(3)	 Jedes Mitglied ist zum Wegräumen des bei den Unterhaltungs-
arbeiten auf sein Grundstück verbrachten Aushubs verpflichtet.

(4)	 Veränderungen der Grundstücke durch Abgrabungen oder 
Aufschüttungen und die Veränderung oder Neuanlage von 
Brücken, Übergängen, Überfahrten und Viehtränken bedür-
fen der Zustimmung des Vorstandes. Das Verbandsunterneh-
men darf nicht beeinträchtigt werden.

§ 7 
Verbandsschau

Die Anlagen des Verbandes sind mindestens einmal im Jahr zu 
prüfen. Mindestens zwei Personen sind für die Wahlperiode nach 
§ 10 zum Schaubeauftragten zu wählen. Die Mitglieder des Ver-
bandes sind berechtigt, an der Schau teilzunehmen.

§ 8 
Organe

Der Verband hat einen Vorstand und eine Verbandsversammlung. 

§ 9 
Vorstand

(1)	 Der Vorstand hat einen Vorsitzenden (Verbandsvorsteher) 
und 4 weitere Mitglieder. Ein Mitglied, das einer anderen Ab-
teilung angehört als der Verbandsvorsteher, ist Stellvertreter 
des Verbandsvorstehers.

(2)	 Im Vorstand sollen die Abteilungen vertreten sein.
(3)	 Die Vorstandsmitglieder sind ehrenamtlich tätig. Der Ver-

bandsvorsteher erhält eine jährliche Entschädigung.

§ 10 
Amtszeit

(1)	 Das Amt des Vorstandes endet am 31. Dezember, zum ersten 
Male im Jahre 2021 und später alle fünf Jahre.

(2)	 Wenn ein Vorstandsmitglied vor Ablauf der Amtszeit aus-
scheidet, ist für den Rest der Amtszeit Ersatz zu wählen.

§ 11 
Aufgaben des Vorstandes

Der Vorstand hat die ihm im Wasserverbandsgesetz zugewie-
senen Aufgaben. Insbesondere beschließt er über
1.	 die Aufstellung des Haushaltsplanes und seiner Nachträge,
2.	 die Aufnahme von Darlehen und Kassen-krediten,
3.	 Verträge mit einem Wert über 15.000 €, 
4.	 die Aufnahme und Entlassung von Mitgliedern und
5.	 die Aufstellung der Jahresrechnung.

§ 12 
Sitzungen des Vorstandes

Der Verbandsvorsteher lädt die weiteren Vorstandsmitglieder mit 
mindestens einwöchiger Frist zu den Sitzungen und teilt die Ta-
gesordnung mit. In dringenden Fällen bedarf es keiner Frist; in 
der Ladung ist darauf hinzuweisen. Kann ein Vorstandsmitglied 
den Termin nicht wahrnehmen, informiert es unverzüglich den 
Verbandsvorsteher.
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§ 13 
Beschließen im Vorstand

(1)	 Der Vorstand bildet seinen Willen mit der Mehrheit der Stim-
men der anwesenden Mitglieder. Jedes Mitglied hat eine 
Stimme. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Ver-
bandsvorstehers den Ausschlag.

(2)	 Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 2/3 der 
Mitglieder anwesend sind.

(3)	 Ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen ist er be-
schlussfähig, wenn er zum zweiten Male wegen desselben 
Gegenstandes rechtzeitig geladen und hierbei mitgeteilt wor-
den ist, dass ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen 
beschlossen werden wird. Ohne Rücksicht auf Form und 
Frist der Ladung ist er beschlussfähig, wenn alle Vorstands-
mitglieder zustimmen.

(4)	 Auf schriftlichem Wege erzielte Beschlüsse sind gültig, 
wenn sie einstimmig von allen Vorstandsmitgliedern ge-
fasst wurden.

(5)	 Über die Sitzung ist eine Niederschrift zu fertigen. Diese ist 
vom Vorsitzenden und einem weiteren Mitglied zu unter-
schreiben.  

§ 14 
Aufgaben der Verbandsversammlung

Die Verbandsversammlung hat die ihr im Wasserverbandsgesetz 
zugewiesenen Aufgaben.

§ 15 
Sitzungen der Verbandsversammlung

(1)	 Der Verbandsvorsteher lädt die Verbandsversammlung mit 
mindestens einwöchiger Frist zu den Sitzungen ein und teilt 
die Tagesordnung mit. In dringlichen Fällen bedarf es keiner 
Frist; in der Ladung ist darauf hinzuweisen.

(2)	 Für Beschlüsse, die nur eine Abteilung betreffen, genügt es 
nur die Mitglieder dieser Abteilung zur Sitzung einzuladen. In 
der Einladung ist darauf hinzuweisen.

§ 16 
Beschließen in der Verbandsversammlung

(1)	 Die Verbandsversammlung bildet ihren Willen mit der Mehr-
heit der Stimmen der anwesenden Verbandsmitglieder. Für 
das Stimmrecht gilt § 48 Abs. 3 WVG. Stimmengleichheit be-
deutet Ablehnung.

(2)	 Jedes Verbandsmitglied, das Beiträge an den Verband zu 
leisten hat, ist berechtigt selbst oder durch einen Vertreter 
mit zu stimmen. Der Vertreter hat eine schriftliche Vollmacht 
vorzulegen.

(3)	 Für Beschlüsse, die nur eine der Abteilungen betreffenm, sind 
nur die Mitglieder der Abteilung stimmberechtigt. 

(4)	 Über die Sitzung ist eine Niederschrift zu fertigen. Sie ist vom 
Verbandsvorsteher und einem Verbandsmitglied zu unter-
schreiben.

§ 17 
Änderung der Satzung

Für Beschlüsse zur Änderung der Satzung gelten die Bestim-
mungen des WVG und des Niedersächsischen Ausführungsge-
setzes zum WVG. Die Änderung der Satzung wird nach Geneh-
migung durch die Aufsichtsbehörde von dieser im Amtsblatt für 
den Landkreis Uelzen öffentlich bekannt gemacht. Die Satzungs-
änderung tritt mit der Bekanntmachung in Kraft, wenn nicht ein 
anderer Zeitpunkt festgelegt ist.

§ 18 
Beiträge

(1)	 Die Mitglieder haben dem Verband die Beiträge zu leisten, 
die zur Erfüllung seiner Aufgaben und Verbindlichkeiten 
und zu einer ordentlichen Haushaltsführung erforderlich 
sind.

(2)	 Die Beiträge bestehen aus Geldleistungen und aus Diensten 
(Sachbeiträge).

§ 19 
Beitragsverhältnis

(1)	 Die Beitragslast der Abteilung Entwässerung für Verwal-
tungs-, sonstige Gemein- und Unterhaltungskosten verteilt 
sich auf die Mitglieder im Verhältnis der Flächeninhalte der 
zur Abteilung gehörenden beitragspflichtigen Grundstücke.

(2)	 In der Abteilung Beregnung verteilen sich die Beitragslasten 
wie folgt:

	 1. �Die Verwaltungs-, Bau- und Unterhaltungskosten sowie die 
Stromgrundpreise verteilen sich auf die Mitglieder im Ver-
hältnis der Flächeninhalte der zur Abteilung gehörenden 
beitragspflichtigen Grundstücke.

	 2. �Die Betriebskosten, einschließlich Regenwart und Wasse-
rentnahmeentgelt, verteilen sich auf die Mitglieder im Ver-
hältnis der den Flächen zugeführten Wassermengen.

(3)	 Die Beiträge sind für die Abteilungen getrennt zu ermitteln 
und zu heben.

§ 20 
Ermittlung des Beitragsverhältnisses

(1)	 Die Verbandsmitglieder sind verpflichtet, dem Verband alle 
für die Veranlagung erforderlichen Angaben rechtzeitig zu 
machen und den Verband bei örtlich notwendigen Fest-
stellungen zu unterstützen. Insbesondere Veränderungen in 
den Eigentums- und Pachtverhältnissen sind dem Verband 
unverzüglich mitzuteilen. Maßgeblicher Zeitpunkt für Ände-
rungen der Beitragsveranlgung ist die Kenntnisnahme der 
begründenden Information durch den Verband.

(2)	 Die Verpflichtung nach Abs. 1 besteht nur gegenüber Per-
sonen, die vom Verband schriftlich zur Einholung der Auskünf-
te oder zur Einsicht und Besichtigung bevollmächtigt sind.

(3)	 Unbeschadet dessen wird der Beitrag eines Mitgliedes nach 
pflichtgemäßem Ermessen durch den Verband geschätzt, 
wenn das Mitglied die Bestimmung des Abs. 1 verletzt hat 
oder es dem Verband ohne eigenes Verschulden nicht mög-
lich ist, den Beitrag des Mitgliedes zu ermitteln.

§ 21 
Hebung der Verbandsbeiträge

(1)	 Der Verband erhebt die Verbandsbeiträge auf der Grundlage 
des geltenden Beitragsmaßstabes durch Beitragsbescheid.

(2)	 Wer seinen Beitrag nicht rechtzeitig leistet, hat einen Säum-
niszuschlag zu zahlen. Er beträgt 1 v. H. des rückständigen 
Beitrages für jeden angefangenen Monat vom Fälligkeitstage 
an. 

(3)	 Jedem Verbandsmitglied ist auf Verlangen Einsicht in die ihn 
betreffenden Unterlagen zu gewähren.

§ 22 
Einstellung der Wasserlieferung

(1)	 Der Beregnungsverband ist berechtigt, die Wasserlieferung 
an das Mitglied einzustellen, wenn die fälligen Beiträge trotz 
Mahnung nicht oder nicht vollständig geleistet werden. Die 
Einstellung der Wasserlieferung seitens des Verbandes darf 
erst zwei Wochen nach schriftlicher Androhung erfolgen. Der 
Beregnungsverband kann mit der Mahnung zugleich die Ein-
stellung der Wasserlieferung androhen.

(2)	 Bei widerrechtlicher Wasserentnahme ist der Verband be-
rechtigt die Wasserlieferung nach schriftlicher Abmahnung 
einzustellen. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(3)	 Die vom Beregnungsverband gem. Abs. 1 unterbrochene 
Wasserlieferung wird erst nach vollständigem Ausgleich der 
dem Verband entstandenen Kosten, Beiträge, Schäden oder 
Ausfälle wieder aufgenommen.

§ 23 
Geschäftsführung, Kassenführung

Der Verband ist Mitglied des Kreisverbandes der Wasser- und 
Bodenverbände Uelzen, der alle für das Verbandsunternehmen 
erforderlichen Arbeiten durchführt. Die Geschäftsführung obliegt 
dem Geschäftsführer des Kreisverbandes. Die Kassenführung 
des Verbandes erfolgt ebenfalls durch den Kreisverband, der 
auch die Einziehung der Verbandsbeiträge vornimmt.
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§ 24 
Bekanntmachungen

(1)	 Bekanntmachungen des Verbandes an seine Mitglieder er-
folgen mittels geschlossenen Briefs.

(2)	 Für die Bekanntmachung längerer Urkunden genügt die Be-
kanntmachung des Ortes, an dem Einblick in die Urkunde 
genommen werden kann.

§ 25 
Gesetzliche Vertretung, Anordnungsbefugnis

(1)	 Der Verbandsvorsteher vertritt den Verband gerichtlich und 
außergerichtlich.

(2)	 Der Geschäftsführer vertritt den Verband gerichtlich und au-
ßergerichtlich für den Bereich der laufenden Verwaltung.

(3)	 Die dem Vorstand zustehenden Anordnungsbefugnisse 
können auch vom Verbandsvorsteher oder Geschäftsführer 
wahrgenommen werden.

§ 26 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit der Veröffentlichung im Amtsblatt des 
Landkreises Uelzen in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 20. 
Februar 1996 außer Kraft.

§ 27 
Gleichstellungshinweis

Alle Amts-, Funktions- und Personenbezeichnungen, die in dieser 
Satzung in der männlichen Sprachform gebraucht werden, gelten 
auch in der entsprechenden weiblichen Sprachform.

Uelzen, den 21. Februar 2017

Wasser und Bodenverband Nienwohlde  	  

Fritz Pommerien 
(Verbandsvorsteher)

Die vorstehende Neufassung der Verbandssatzung des Wasser- 
und Bodenverbandes Nienwohlde wird gem. § 58 Abs. 2 des 
Wasserverbandsgesetzes (WVG) vom 12. Februar 1991 (BGBl. I 
S. 405), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. Mai 2002 (BGBl. I 
S. 1578), hiermit genehmigt.

Uelzen, den 26. April 2017

Dr. Blume				    (Siegel)

LANDKREIS UELZEN
- Der Landrat -

Bekanntmachung der Städte, Samtgemeinden
und Gemeinden

1. Änderungssatzung der Satzung der Freiwilligen 
Feuerwehren der Samtgemeinde Rosche

Aufgrund des § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. 
S. 576), zuletzt geändert durch Art. I des Gesetzes vom 26. Ok-
tober 2016 (Nds. GVBl. S. 226) und der §§ 1 und 2 des Nieder-
sächsischen Brandschutzgesetzes (NBrandSchG) vom 18. Juli 
2012 (Nds. GVBl. S. 269), zuletzt geändert durch Art. VI des Ge-
setzes vom 12. Dezember 2012 (Nds. GVBl. S. 589) hat der Rat 
der Samtgemeinde Rosche in seiner Sitzung am 20. April 2017 
folgende 1. Änderungssatzung zur Satzung der Freiwilligen Feu-
erwehren der Samtgemeinde Rosche beschlossen:

Im Folgenden wird aus Gründen der sprachlichen Vereinfachung 
nur die männliche Form verwendet.

§ 1 
Organisation und Aufgaben

(1)	 1Die Freiwilligen Feuerwehren sind eine Einrichtung der Samt-
gemeinde Rosche. 2Sie bestehen aus den zur Sicherstellung 
des Brandschutzes und der Hilfeleistung unterhaltenen Orts-
feuerwehren

	 in der Gemeinde Oetzen
	 Jarlitz
	 Oetzen
	 Stöcken
	 Süttorf-Dörmte

	 in der Gemeinde Rätzlingen
	 Rätzlingen

	 in der Gemeinde Rosche
	 Borg
	 Nateln
	 Rosche-Prielip
	 Schwemlitz-Bankewitz
	 Teyendorf-Göddenstedt

	 in der Gemeinde Stoetze
	 Gr. Malchau-Boecke

	 in der Gemeinde Suhlendorf
	 Dalldorf-Grabau
	 Növenthien
	 Suhlendorf
	 Wellendorf
	 3Die Freiwilligen Feuerwehren erfüllen die der Samtgemein-

de Rosche nach dem Niedersächsischen Brandschutzgesetz 
obliegenden Aufgaben.

(2)	 Die Freiwilligen Feuerwehren der Samtgemeinde Rosche füh-
ren den Namen:

	 Samtgemeinde Rosche
	 Freiwillige Feuerwehr
	 Ortsfeuerwehr

§ 2 
Leitung der Freiwilligen Feuerwehr

(1)	 1Die Freiwilligen Feuerwehren der Samtgemeinde Rosche 
werden von dem Gemeindebrandmeister geleitet (§ 20 Abs. 
1 Satz 1 Nds. Brandschutzgesetz). 2Im Verhinderungsfalle 
erfolgt die Vertretung in allen Dienstangelegenheiten durch 
den 1. oder 2. stellvertretenden Gemeindebrandmeister. 
3Er ist im Dienst Vorgesetzter der Mitglieder der Freiwilligen 
Feuerwehren.

(2)	 Bei der Erfüllung der Aufgaben ist die von der Samt- 
gemeinde Rosche erlassene „Dienstanweisung für den 
Gemeindebrandmeister der Freiwilligen Feuerwehren“ zu 
beachten. 

§ 3 
Leitung der Ortsfeuerwehr

(1)	 1Die Ortsfeuerwehren werden von dem Ortsbrandmeister 
geleitet (§ 20 Abs. 1 Satz 2 Nds. Brandschutzgesetz). 2Im 
Verhinderungsfall erfolgt die Vertretung in allen Dienstangele-
genheiten

	 a) �bei den Ortsfeuerwehren mit Grundausstattung durch den 
stellvertretenden Ortsbrandmeister

	 b) �bei den Stützpunktwehren (Rosche-Prielip, Suhlendorf und 
Oetzen) durch den 1. oder 2. stellvertretenden Ortsbrand-
meister.

	 3Er ist im Dienst Vorgesetzter der Mitglieder der Ortsfeuer-
wehren.

(2)	 Bei der Erfüllung der Aufgaben ist die von der Samtgemeinde 
Rosche erlassene „Dienstanweisung für den Ortsbrandmei-
ster der Freiwilligen Feuerwehren“ zu beachten.
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§ 4 
Führungskräfte taktischer Feuerwehreinheiten

(1)	 Der Ortsbrandmeister bestellt aus den Angehörigen der Ein-
satzabteilungen der Ortsfeuerwehren nach deren Anhörung 
die entsprechend der Wehrgliederung erforderlichen Führer 
und stellvertretenden Führer der taktischen Feuerwehrein-
heiten Zug, Gruppe, Staffel und Trupp für die Dauer von 
sechs Jahren.

(2)	 Die Führungskräfte der taktischen Einheiten sind im Dienst 
Vorgesetze der Angehörigen ihrer jeweiligen taktischen Ein-
heit.

(3)	 1Ortsbrandmeister können die Führungskräfte nach Maßgabe 
des § 8 Abs. 7 der Verordnung über den Eintritt in den Dienst, 
die Gliederung nach Dienstgraden und die Übertragung von 
Funktionen bei den Freiwilligen Feuerwehren im Lande Nie-
dersachsen (FwVO) abberufen, wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt. 2Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn 
die Führungskräfte

	 a) �die Dienstpflicht grob verletzt oder das Ansehen der Feuer-
wehr geschädigt haben, 

	 b) �die Gemeinschaft innerhalb der Feuerwehr durch ihr Ver-
halten erheblich gestört haben oder

	 c) �die Tätigkeit nicht mehr ordnungsgemäß ausüben können.

	 3Vor der Entscheidung über die Abberufung sind die Angehö-
rigen der jeweiligen taktischen Einheit der Ortsfeuerwehren 
und die betroffene Führungskraft anzuhören. 4Den abberu-
fenen Führungskräften wird der bisherige Dienstgrad belas-
sen. 5Der Gemeindebrandmeister ist über die beabsichtigten 
Maßnahmen rechtzeitig schriftlich zu unterrichten.

§ 5 
Gemeindekommando

(1)	 1Das Gemeindekommando unterstützt den Gemeindebrand-
meister. 2Dabei obliegen dem Gemeindekommando insbe-
sondere folgende Aufgaben:

	 a) �Vorbereitung der erforderlichen Maßnahmen zum Einsatz 
der Freiwilligen Feuerwehren  innerhalb der Samtgemeinde 
und zur Leistung von Nachbarschaftshilfe,

	 b) �Mitwirkung bei der Feststellung des Bedarfs an Anlagen, 
Mitteln einschließlich Sonderlöschmitteln und Geräten und 
technischen Einrichtungen für die Brandbekämpfung und 
die Durchführung von Hilfeleistungen,

	 c) �Mitwirkung bei der Erstellung des Haushaltsvoranschlages 
der Samtgemeinde für den Bereich Freiwillige Feuerwehr,

	 d) �Mitwirkung bei der Aufstellung von örtlichen Alarm- und 
Einsatzplänen und Plänen für die Löschwasserversorgung 
sowie deren laufende Ergänzung,

	 e) �Mitwirkung bei der Ermittlung des Löschwasserbedarfs,
	  f) �Überwachung der laufenden Schulung der Mitglieder der 

Freiwilligen Feuerwehr sowie Beratung und deren Entsen-
dung zu Lehrgängen,

	 g) �Mitwirkung bei der Planung und Durchführung von Übun-
gen,

	 h) �Überwachung der Durchsetzung der Unfallverhütungsvor-
schriften und sonstiger Sicherheitsbestimmungen,

	 i) �Mitwirkung bei der Aufstellung einer Feuerwehrbedarfs-
planung.

(2)	 Das Gemeindekommando besteht aus
	 a) �dem Gemeindebrandmeister als Leiter,
	 b) �den stellvertretenden Gemeindebrandmeister und den 

Ortsbrandmeistern als Beisitzer kraft Amtes,
	 c) �dem Gemeindejugendfeuerwehrwart, dem Schriftwart und 

dem Gemeindesicherheitsbeauftragten als Beisitzer.
(3)	 1Die Beisitzer nach Abs. 2 Buchstabe c werden auf Vor-

schlag der in Abs. 2 Buchstabe a und b genannten Gemein-
dekommandomitglieder von dem Gemeindebrandmeister 
aus den Angehörigen der Einsatzabteilung der Freiwilligen 
Feuerwehren für die Dauer von sechs Jahren bestellt. 2Die 
Träger anderer Funktionen können als weitere stimmbe-
rechtigte Beisitzer für die Dauer von 6 Jahren bzw. für die 
Dauer ihrer Amtszeit in das Gemeindekommando aufge-
nommen werden. 3Für das Bestellungsverfahren gilt Satz 1.

(4)	 1Das Gemeindekommando wird von dem Gemeindebrand-
meister bei Bedarf, mindestens jedoch zweimal im Jahr, mit 
einwöchiger Ladungsfrist unter Mitteilung der Tagesordnung 
einberufen. 2Die Ladungsfrist kann in dringenden Fällen an-
gemessen verkürzt werden. 3Das Gemeindekommando ist 
einzuberufen, wenn der Samtgemeindebürgermeister, der 
Samtgemeindeausschuss oder mehr als die Hälfte der Ge-
meindekommandomitglieder dies unter Angabe des Grundes 
verlangen.

(5)	 Das Gemeindekommando ist beschlussfähig, wenn nach 
ordnungsgemäßer Ladung mehr als die Hälfte seiner Mit-
glieder anwesend sind.

(6)	 1Beschlüsse des Gemeindekommandos werden mit der Mehr-
heit der anwesenden Mitglieder gefasst. 2Stimmengleichheit 
gilt als Ablehnung. 3Es wird offen abgestimmt. 4Abweichend 
hiervon wird, wenn ein Mitglied des Gemeindekommandos 
dies verlangt, schriftlich abgestimmt.

(7)	 1Über jede Sitzung des Gemeindekommandos ist eine Nie-
derschrift zu fertigen, die von dem Gemeindebrandmeister 
und einem weiteren Mitglied des Gemeindekommandos 
(Schriftwart) zu unterzeichnen ist. 2Eine Ausfertigung ist der 
Samtgemeinde zuzuleiten.

§ 6 
Ortskommando

(1)	 1Das Ortskommando unterstützt den Ortsbrandmeister. 
2Dem Ortskommando obliegen auf der Ortsebene die im § 5 
Abs. 1 Buchst. a, b, d, e, f, g, h und i aufgeführten Aufgaben. 
3Darüber hinaus entscheidet das Ortskommando unter Be-
achtung der Vorschriften über die Mindeststärke und Gliede-
rung der Freiwilligen Feuerwehren im Lande Niedersachsen 
über die Aufnahme von Mitgliedern in die Ortsfeuerwehr, über 
die Auf- bzw. Übernahme eines Mitgliedes in eine andere Ab-
teilung der Ortsfeuerwehr sowie über den Ausschluss eines 
Mitgliedes (§ 1).

(2)	 1Das Ortskommando besteht aus
	 a) �dem Ortsbrandmeister als Leiter
	 b) �dem stellvertretenden Ortsbrandmeister – bei Stützpunkt-

wehren den stellv. Ortsbrandmeistern-,
	 c) �den Führern der taktischen Feuerwehreinheiten (§ 4) als  

Beisitzer kraft Amtes,
	 d) �dem Jugendfeuerwehrwart, dem Schriftwart, dem Ge-

rätewart und dem Sicherheitsbeauftragten als bestellte 
Beisitzer.

	 2Die Beisitzer nach Satz 1 Buchstabe c und d werden von 
dem Ortsbrandmeister aus den Angehörigen der Einsatzab-
teilung der Ortsfeuerwehr auf Vorschlag der Mitgliederver-
sammlung für die Dauer von sechs Jahren bestellt. 3Träger 
anderer Funktionen können als weitere stimmberechtigte 
Beisitzer für die Dauer von sechs Jahren bzw. für die Dauer 
ihrer Amtszeit in das Ortskommando aufgenommen werden. 
4§ 5 Abs. 3 Satz 1 gilt entsprechend. 5Der Ortsbrandmeister 
kann die Beisitzer nach Abs. 3, Satz 1, Buchstabe c und d 
und Träger anderer Funktionen bei Vorliegen eines wichtigen 
Grundes nach Anhörung der Mitgliederversammlung vorzei-
tig abberufen.

(3)	 1Das Ortskommando wird von dem Ortsbrandmeister bei 
Bedarf, mindestens jedoch zweimal im Jahr, mit einwöchiger 
Ladungsfrist unter Angabe der Tagesordnung einberufen. 
2Die Ladungsfrist kann in dringenden Fällen angemessen ver-
kürzt werden. 3Das Ortskommando ist einzuberufen, wenn 
der Gemeindebrandmeister oder mehr als die Hälfte der Orts-
kommandomitglieder dies unter Angabe des Grundes verlan-
gen. 4Der Gemeindebrandmeister kann an allen Sitzungen 
des Ortskommandos mit beratender Stimme teilnehmen. 
5Für Beschlüsse des Ortskommandos gilt § 5 Abs. 4 und 5 
entsprechend.

(4)	 1Über jede Sitzung des Ortskommandos ist eine Niederschrift 
zu fertigen, die von dem Ortsbrandmeister und einem der 
Kommandomitglieder (Schriftwart) zu unterzeichnen ist. 2Eine 
Ausfertigung der Niederschrift ist dem Gemeindebrandmei-
ster sowie der Samtgemeinde zuzuleiten.
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§ 7 
Mitgliederversammlung

(1)	 1Die Mitgliederversammlung beschließt über die Angelegen-
heiten der Ortsfeuerwehr, für die nicht der Gemeindebrand-
meister, der Ortsbrandmeister, das Gemeindekommando 
oder das Ortskommando im Rahmen dieser Satzung oder 
anderer Vorschriften zuständig sind. 2Insbesondere obliegen 
ihr

	 a) �die Entgegennahme des Jahresberichts (Tätigkeitsbericht)
	 b) �die Entgegennahme des Berichts über die Dienstbeteili-

gung
	 c) die Entscheidung über die Berufung von Ehrenmitgliedern.
(2)	 1Die Mitgliederversammlung wird auf der Ortsebene von dem 

Ortsbrandmeister bei Bedarf, mindestens jedoch einmal im 
Jahr, einberufen. 2Sie ist einzuberufen, wenn der Samtge-
meindebürgermeister, der Samtgemeindeausschuss oder 
ein Drittel der aktiven Mitglieder der Ortsfeuerwehr dies un-
ter Angabe des Grundes verlangen. 3Ort und Zeit der Mit-
gliederversammlung sind mindestens zwei Wochen vorher 
ortsüblich unter Mitteilung der Tagesordnung bekannt zu 
geben. 4An der Mitgliederversammlung soll jeder Angehörige 
der Einsatzabteilung der Ortsfeuerwehr teilnehmen. 5Andere 
Mitglieder können teilnehmen.

(3)	 1Die Mitgliederversammlung wird von dem Ortsbrandmeister 
geleitet; sie ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der 
stimmberechtigten Mitglieder (Abs. 4) anwesend ist. 2Bei Be-
schlussunfähigkeit ist innerhalb von vier Wochen unter Ein-
haltung der Ladungsfrist eine neue Mitgliederversammlung 
mit der gleichen Tagesordnung einzuberufen, die unabhängig 
von der Zahl der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder 
beschlussfähig ist. 3Auf die Beschlussfähigkeit der erneuten 
Mitgliederversammlung ist in der Einladung hinzuweisen.

(4)	 1Jeder Angehörige der Einsatzabteilung hat eine Stimme, die 
nicht übertragen werden kann (stimmberechtigtes Mitglied). 
2Andere Mitglieder haben beratende Stimme.

(5)	 1Beschlüsse werden mit der Mehrheit der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder gefasst; Stimmengleichheit gilt 
als Ablehnung. 2Es wird offen abgestimmt. 3Abweichend hier-
von wird, wenn ein stimmberechtigtes Mitglied dies verlangt, 
schriftlich abgestimmt.

(6)	 1Über jede Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift zu 
fertigen, die von dem Ortsbrandmeister und dem Schriftwart 
zu unterzeichnen ist. 2Eine Ausfertigung ist dem Gemeinde-
brandmeister und der Samtgemeinde zuzuleiten.

§ 8 
Verfahren bei Vorschlägen

(1)	 1Über Vorschläge zur Besetzung von Funktionen wird schrift-
lich abgestimmt. 2Ist nur ein Vorschlag gemacht, wird, wenn 
niemand widerspricht, durch Zuruf abgestimmt. 3Vorgeschla-
gen ist, wer die Mehrheit der anwesenden stimmenberech-
tigten Mitglieder erhält. 

(2)	 1Wird eine Mehrheit nicht erreicht, so findet eine zweite Ab-
stimmung statt, durch die das Mitglied vorgeschlagen ist, für 
das die meisten Stimmen abgegeben worden sind. 2Bei Stim-
mengleichheit entscheidet das Los, das von dem jeweiligen 
Leiter des Verfahrens zu ziehen ist.

(3)	 1Wird bei mehr als zwei Bewerbern der in Abs. 2 genann-
ten Führungskräfte im ersten Abstimmungsgang nicht die 
für einen Vorschlag erforderliche Mehrheit gem. § 20 Abs. 5 
NBrandSchG erreicht, so ist eine Stichabstimmung zwischen 
den beiden Bewerbern, auf die die meisten Stimmen entfallen 
sind, durchzuführen. 2Wird die erforderliche Mehrheit wiede-
rum nicht erreicht, können am gleichen Tag erneute Abstim-
mungen durchgeführt werden.

§ 9 
Angehörige der Einsatzabteilung

(1)	 1Für den Einsatzdienst gesundheitlich geeignete Einwohner 
der Samtgemeinde Rosche können Angehörige der Einsatz-
abteilung der Freiwilligen Feuerwehr werden. 2Bei Minderjäh-
rigen ist die schriftliche Einwilligung der Erziehungsberech-
tigten erforderlich. 3Angehöriger der Einsatzabteilung der 

Freiwilligen Feuerwehr kann auch werden, wer der Einsatz-
abteilung der Freiwilligen Feuerwehr einer anderen Gemein-
de angehört und regelmäßig für Einsätze zur Verfügung steht 
(Doppelmitglied § 12 Abs. 2 NBrandSchG).

(2)	 1Aufnahmegesuche sind schriftlich an die für den Wohnsitz 
zuständige Ortsfeuerwehr zu richten. 2Anträge von Doppel-
mitgliedern sind an die Ortsfeuerwehr zu richten, in deren Be-
reich die regelmäßige Teilnahme an Einsätzen erfolgen soll. 
3Die Samtgemeinde kann ein Führungszeugnis oder ein ärzt-
liches Zeugnis über den Gesundheitszustand der Bewerber 
anfordern. Sie trägt die Kosten.

(3)	 1Über die Aufnahme in die Einsatzabteilung entscheidet das 
Ortskommando (§ 6 Abs. 1). 2Der Ortsbrandmeister unter-
richtet die Samtgemeinde über den Gemeindebrandmeister 
vor der Entscheidung über den Aufnahmeantrag, soweit die 
Samtgemeinde nicht generell darauf verzichtet.

(4)	 1Aufgenommene Bewerber werden von dem Ortsbrand- 
meister als Feuerwehrmann-Anwärter auf eine Probe-
dienstzeit von einem Jahr verpflichtet. 2Bei Bewerbern, 
die bereits Mitglied einer Einsatzabteilung einer anderen 
Feuerwehr waren, ist § 8 der Verordnung über den Ein-
tritt in den Dienst, die Gliederung nach Dienstgraden und 
die Übertragung von Funktionen bei den Freiwilligen Feu-
erwehren im Lande Niedersachsen in der jeweils gültigen 
Fassung zu beachten.

(5)	 1Nach erfolgreicher Ausbildung und einwandfreiem Verhalten 
im Dienst beschließt das Ortskommando über die Bewäh-
rung in der Probezeit (§ 7 Abs. 2 FwVO). 2Bei der endgültigen 
Aufnahme ist folgende schriftliche Erklärung abzugeben: „Ich 
verspreche, die freiwillig übernommenen Pflichten als Mit-
glied der Freiwilligen Feuerwehr pünktlich und gewissenhaft 
zu erfüllen und gute Kameradschaft zu halten.“

(6)	 1Die Zugehörigkeit zu einer Ortsfeuerwehr richtet sich nach 
dem Wohnsitz. 2Im Einzelfall kann das Gemeindekommando 
eine hiervon abweichende Regelung treffen.

§ 10 
Mitglieder der Altersabteilung

(1)	 Angehörige der Einsatzabteilung können auf ihren Antrag 
oder auf Beschluss des Ortskommandos in die Altersab-
teilung übernommen werden, wenn sie den Dienst in der 
Einsatzabteilung auf Dauer nicht mehr ausüben können.

(2)	 Mitglieder der Altersabteilung dürfen bei dienstlichen Veran-
staltungen Dienstkleidung tragen.

§ 11 
Mitglieder der Kinder- und Jugendfeuerwehren

(1)	 Kinder- und Jugendfeuerwehren können in jeder Ortsfeuer-
wehr eingerichtet werden.

(2)	 Kinder aus der Samtgemeinde Rosche können nach Vollen-
dung des 6., aber noch nicht des 12. Lebensjahres Mitglied 
in der Kinderfeuerwehr werden, wenn die schriftliche Einwilli-
gung der Erziehungsberechtigten vorliegt.

(3)	 Jugendliche aus der Samtgemeinde Rosche können nach 
Vollendung des 10. Lebensjahres, aber noch nicht des 18. 
Lebensjahres Mitglied in der Jugendfeuerwehr werden, 
wenn die schriftliche Einwilligung der Erziehungsberech-
tigten vorliegt. 

(4)	 Über die Aufnahme in die Kinder- oder Jugendfeuerwehr ent-
scheidet das Ortskommando auf Vorschlag der Kinder- oder 
Jugendfeuerwehr.

§ 12 
Angehörige der Musikabteilung

(1)	 Musikabteilungen können eingerichtet werden.
(2)	 Die Zugehörigkeit zur Musikabteilung ist nicht an besondere 

Voraussetzungen gebunden. 2Mitglieder können auch Bewer-
berinnen oder Bewerber werden, die ihren Wohnsicht nicht in 
der Samtgemeinde haben. 3Die Mitglieder dieser Abteilung 
leisten keinen Einsatzdienst, es sei denn, sie sind auch aktive 
Mitglieder einer Ortsfeuerwehr.

(3)	 Über die Aufnahme entscheidet das Ortskommando.
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§ 13 
Ehrenmitglieder

Feuerwehrmitglieder und sonstige Einwohner der Samtgemeinde 
Rosche, die besondere Verdienste um den kommunalen Brand-
schutz und die Hilfeleistung erworben haben,  können auf Vor-
schlag des Ortskommandos nach Anhörung der Samtgemeinde 
und des Gemeindebrandmeister durch die Mitgliederversammlung 
zu Ehrenmitgliedern der Freiwilligen Feuerwehr ernannt werden.

§ 14 
Fördernde Mitglieder

Die Feuerwehr kann fördernde Mitglieder aufnehmen; über die 
Aufnahme entscheidet das Ortskommando.

§ 15 
Rechte und Pflichten

(1)	 1Die Angehörigen der Einsatzabteilung sind verpflichtet, die 
ihnen übertragenden Aufgaben gewissenhaft auszuführen. 
2Sie haben die von ihren Vorgesetzten im Rahmen der Aufga-
ben der Feuerwehr gegebenen Anordnungen zu befolgen.

(2)	 1Angehörige der Einsatzabteilung, die aus persönlichen 
Gründen vorübergehend an der Teilnahme am Einsatz und 
Ausbildungsdienst verhindert sind, können auf Antrag durch 
das Ortskommando befristet beurlaubt werden. 2Während 
der Dauer der Beurlaubung ruhen die Rechte und Pflichten 
als Angehöriger der Einsatzabteilung.

(3)	 1Die Mitglieder der Altersabteilung nehmen – unbeschadet 
der ihnen gem. § 323 c Strafgesetzbuch obliegenden allge-
meinen Hilfeleistungspflicht – nicht an dem angeordneten 
feuerwehrtechnischen Übungs- und Einsatzdienst teil.

(4)	 1Die Mitglieder in der Kinder- und Jugendabteilung sollen 
an dem für sie vorgesehenen Übungsdienst und sonstigen 
Veranstaltungen teilnehmen. 2Sie haben die im Rahmen der 
Aufgaben der Jugendabteilung gegebenen Anordnungen zu 
befolgen.

(5)	 1Jedes Mitglied hat die ihm überlassenen Kleidungs- und 
Ausrüstungsgegenstände sowie die Geräte pfleglich und 
schonend zu behandeln. 2Bei vorsätzlicher oder grob fahr-
lässiger Beschädigung von Bekleidungs- und Ausrüstungs-
gegenständen sowie von Geräten kann die Samtgemeinde 
Rosche den Ersatz des entstandenen Schadens verlangen. 
3Dienstkleidung darf außerhalb des Dienstes nicht getragen 
werden.

(6)	 1Mitglieder, die Feuerwehrdienst verrichten, sind nach ge-
setzlichen Bestimmungen unfallversichert. 2Jedes Mitglied ist 
verpflichtet, die „Unfallverhütungsvorschriften für Feuerweh-
ren“ zu beachten. 3Tritt ein Schaden ein, ist dies unverzüglich 
– spätestens binnen 48 Stunden – über die Ortsfeuerwehr der 
Samtgemeinde Rosche zu melden. 4Dies gilt auch für  Er-
krankungen, die erkennbar auf den Feuerwehrdienst zurück-
zuführen sind.

(7)	 Stellt ein Mitglied fest, dass ihm während des Feuerwehr-
dienstes ein Schaden an seinem privaten Eigentum entstan-
den ist, gilt Abs. 6 Satz 3 entsprechend.

§ 16 
Verleihung von Dienstgraden

(1)	 Dienstgrade dürfen nur unter Beachtung der Rechtsvor-
schriften über die Mindeststärke und Gliederung Freiwilliger 
Feuerwehren im Lande Niedersachsen und über Dienstgrade 
und Funktionen in den Freiwilligen Feuerwehren im Lande 
Niedersachsen an Angehörige der Einsatzabteilung verliehen 
werden.

(2)	 1Die Verleihung eines Dienstgrades innerhalb der Ortsfeu-
erwehr bis zum Dienstgrad „Erster Hauptfeuerwehrmann“ 
vollzieht der Ortsbrandmeister auf Beschluss des Ortskom-
mandos. 2Die Verleihung bedarf der Zustimmung des Gemein-
debrandmeisters. 3Verleihungen ab Dienstgrad „Löschmei-
ster“ vollzieht der Gemeindebrandmeister auf Beschluss des 
Ortskommandos nach Anhörung des Gemeindekommandos. 
Die Verleihung eines Dienstgrades an Funktionsträger der 
Gemeindefeuerwehr vollzieht der Gemeindebrandmeister auf 
Beschluss des Gemeindekommandos.

§ 17 
Beendigung der Mitgliedschaft

(1)	 Die Mitgliedschaft endet durch
	 a) Austrittserklärung
	 b) Geschäftsunfähigkeit
	 c) �Richterspruch, wenn dadurch die Fähigkeit zur Bekleidung 

öffentlicher Ämter verloren wurde
	 d) Auflösung der Freiwilligen Feuerwehr
	 e) �Aufgabe des Wohnsitzes oder des ständigen Aufenthaltes 

in der Samtgemeinde Rosche bei Angehörigen der Ein-
satzabteilung

	  f) �Wegfall der regelmäßigen Verfügbarkeit bei Doppelmitglie-
dern 

	 g) Ausschluss
(2)	 Die Mitgliedschaft in der Freiwilligen Feuerwehr endet für die 

Mitglieder 
	 a) �der Kinderfeuerwehr mit der Auflösung der Kinderfeuer-

wehr oder mit der nach Vollendung des zehnten Lebens-
jahres möglichen Übernahme als Mitglied der Jugendfeu-
erwehr, spätestens jedoch mit Vollendung des zwölften 
Lebensjahres,

	 b) �der Jugendabteilung mit der Auflösung der Jugendabtei-
lung oder mit der nach Vollendung des 16. Lebensjahres 
möglichen Übernahme als aktives Mitglied in die Freiwillige 
Feuerwehr, spätestens jedoch mit der Vollendung des 18. 
Lebensjahres.

(3)	 Der Austritt aus der Freiwilligen Feuerwehr kann zu jedem 
Vierteljahresende erfolgen; der Austritt ist gegenüber der 
Ortsfeuerwehr spätestens einen Monat vor dem Vierteljah-
resende schriftlich zu erklären.

(4)	 Die Beendigung der Mitgliedschaft im Falle der Geschäfts-
unfähigkeit ist dem gesetzlichen Vertreter des Betroffenen 
durch die Samtgemeinde schriftlich mitzuteilen.

(5)	 1Angehörige der Einsatzabteilung sind aus der Einsatzabtei-
lung zu entlassen, wenn sie sich in der Probezeit nicht be-
währen oder gesundheitlich nicht mehr geeignet sind. 2Sie 
können in eine andere Abteilung der Freiwilligen Feuerwehr 
übernommen werden, wenn sie die Voraussetzungen für eine 
Zugehörigkeit zu dieser Abteilung erfüllen.

(6)	 1Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr können aus der Freiwil-
ligen Feuerwehr ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. 2Ein wichtiger Grund liegt insbesondere dann 
vor, wenn ein Mitglied

	 a) �wiederholt seine Pflicht zur Teilnahme am Einsatz- und 
Ausbildungsdienst verletzt,

	 b) �wiederholt fachliche Weisungen der Vorgesetzten nicht be-
folgt,

	 c) �die Gemeinschaft innerhalb der Feuerwehr durch sein Ver-
halten erheblich stört,

	 d) das Ansehen der Feuerwehr schuldhaft geschädigt hat,
	 e) �rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe von mehr als einem 

Jahr verurteilt worden ist oder
	  f) �innerhalb oder außerhalb der Freiwilligen Feuerwehr durch 

Äußerungen oder tatsächliche Handlungen zu erkennen 
gibt, dass er die freiheitlich demokratische Grundordnung 
nicht anerkennt.

(7)	 1Vor der Entscheidung des Ortskommandos über den Aus-
schluss aus der Freiwilligen Feuerwehr ist dem Betroffenen 
und der Samtgemeinde die Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben. 2Die Ausschlussverfügung wird von der Samtge-
meinde erlassen.

(8)	 Angehörige der Einsatzabteilung oder Mitglieder der Kinder- 
oder Jugendfeuerwehr können, wenn gegen sie ein Aus-
schlussverfahren eingeleitet wird, von dem Ortsbrandmei-
ster bis zur Entscheidung über den Ausschluss vom Dienst 
suspendiert werden.

(9)	 Das Ausscheiden eines Mitgliedes (Abs. 1) hat die Ortsfeu-
erwehr über den Gemeindebrandmeister der Samtgemeinde 
schriftlich anzuzeigen.

(10)	1Im Falle des Ausscheidens eines Mitgliedes der Freiwil-
ligen Feuerwehr sind innerhalb einer Woche Dienstkleidung, 
Dienstausweis, Ausrüstungsgegenstände und alle sonstigen 
zu Dienstzwecken zur Verfügung gestellten Gegenstände bei 
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der Ortsfeuerwehr abzugeben. 2Die Ortsfeuerwehr bestätigt 
dem ausscheidenden Mitglied den Empfang der zurückge-
gebenen Gegenstände und händigt ihm eine Bescheinigung 
über die Dauer der Mitgliedschaft und den Dienstgrad aus.

(11)	Werden zu Dienstzwecken zur Verfügung gestellte Gegen-
stände gem. Abs. 9 Satz 1 von dem ausgeschiedenen Mit-
glied trotz schriftlicher Aufforderung nicht zurückgegeben, 
kann die Samtgemeinde den Ersatz des entstandenen Scha-
dens bis zur Höhe der Wiederbeschaffungskosten verlangen.

§ 18 
Inkrafttreten

(1)	 Diese 1. Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekannt-
machung in Kraft.

Rosche, den 21. April 2017

Samtgemeinde Rosche

(H. Rätzmann) 
Samtgemeindebürgermeister

Haushaltssatzung der Gemeinde Weste 
für das Haushaltsjahr 2017

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes(NKomVG) hat der Rat der Gemeinde Weste in der 
Sitzung am 8. März 2017 folgende Haushaltssatzung beschlossen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017 wird
1.	 im Ergebnishaushalt
	 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
	 1.1 der ordentlichen Erträge auf � 621.000 v 

	 1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf� 599.700 v
	 1.3 der außerordentlichen Erträge � 0 v
	 1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf � 0 v
2.	 im Finanzhaushalt 
	 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag
	 2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit
� 585.500 v
	 2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit
� 521.900 v
	 2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit� 18.700 v
	 2.4 der  Auszahlungen für Investitionstätigkeit� 10.000 v
	 2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit� 0 v
	 2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit� 0 v
festgesetzt.

§ 2

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
werden nicht veranschlagt.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 4

Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2017 Liquiditäts-
kredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf 90.000 v festgesetzt.

§ 5

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2017 wie folgt festgesetzt:

1.	 Grundsteuer
	 1.1 �für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe

	 (Grundsteuer A)� 380 v. H.
	 1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B)� 380 v. H.

2.	 Gewerbesteuer� 380 v. H.

§ 6

Für die Befugnis des Bürgermeisters, über- und außerplanmä-
ßigem Aufwand nach § 117 (1) NKomVG zuzustimmen, gelten 
Aufwendungen bis zur Höhe von 1.600 v als unerheblich.

Weste, den 8. März 2017

(Ritzer) 
Bürgermeister

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2017 
wird hiermit bekannt gemacht. Eine Genehmigung durch die 
Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. Der Haushaltsplan liegt 
gemäß § 114 Abs. 2 des Niedersächsischen Kommunalgesetzes 
(NKomVG) in der z. Zt. geltenden Fassung vom Tage nach der 
Bekanntmachung an während der Zeit von 7 Arbeitstagen zur öf-
fentlichen Einsicht im Gemeindebüro Weste während der Dienst-
stunden aus. 

Weste, den 4. Mai 2017

Ritzer
Bürgermeister


